
fahl seinen Antipoden Berlepsch als Nachfolger 14 und regte an, die Abteilung für
Berg-, Hütten- und Salinenwesen vom Ministerium für öffentliche Arbeiten abzuzwei¬
gen und dem Handelsministerium zu unterstellen 1 ’. Während er sich somit einerseits
aus der unmittelbaren sozialpolitischen Schußlinie nahm, unterzog er andererseits die
von Boetticher ausgearbeiteten kaiserlichen Erlasse einer gründlichen Überarbeitung 16

17

und gab ihnen ,,absichtlich
“ eine ,,Form, die mehr versprach oder doch zu versprechen

schien, als tatsächlich gemeint war. Dadurch wollte er in der Öffentlichkeit Hoffnungen
und Ansprüche erwecken , vor deren Ausmaß der Kaiser, der ja im Grunde nicht weni¬
ger konservativ war als Bismarck, zurückschrecken sollte“ 17

. Somit stammten die Fe¬

bruarerlasse, die als kaiserliche Absage an Bismarcks Politik erscheinen mußten, in we¬

sentlichen Aussagen und Betonungen aus eben dessen Feder. Um den erwünschten
Eindruck noch manifester zu machen, verweigerte Bismarck die Gegenzeichnung. Was

die Öffentlichkeit als Kundgebung Wilhelms II. gegen den Kanzler betrachtete, war im
Grunde ein taktisches Manöver Bismarcks gegen den Kaiser 18

.

Dieser schwer durchschaubare Konfliktkurs ist nur zu verstehen auf dem Hintergrund
der Staatsstreichpläne 19

2021

, mit deren Hilfe Bismarck seine alte Machtposition zurücker¬
obern wollte: Die eigenwillige Verfassungsinterpretation, das Deutsche Reich sei ein

Bund der Souveräne und nicht der Einzelstaaten’ 0 , ein verschärftes Sozialistengesetz
und eine neue Militärvorlage sollten „dazu herhalten, um den Reichstag in die Luft zu
sprengen, die sozialpolitischen Pläne des Kaisers zu vereiteln und dasjenige Maß an Ver¬

wirrung in Deutschland herbeizuführen, dessen Fürst Bismarck bedarf, um sich für un¬
entbehrlich zu halten“ 2 ', berichtete der badische Gesandte Marschall von Bieberstein
am 15. März 1890 unter Berufung auf ein Mitglied des Staatsministeriums. Drei Tage
später endete dieser Wunschtraum mit Bismarcks Entlassung, da Helldorf-Bedra und
Miquel sein Liebäugeln mit einer konservativ-klerikalen Mehrheit beim Kaiser durch¬
kreuzten 22

.

Die am 4. Februar 1890 erschienenen kaiserlichen Erlasse kündigten Arbeiterausschüs¬
se zur ,,Regelung gemeinsamer Angelegenheiten“ an, versprachen eine Prüfung der

14 Vgl. Hugo Graf von Ler chenfeld - Ko ef e ring : Erinnerungen und Denkwürdigkeiten
1843 — 1925, 2. Aufl. Berlin 1935, S. 357 f. Robert Freiherr Lucius von Ballhausen: Bis¬
marck-Erinnerungen, 4. Aufl. Stuttgart-Berlin 1921, S. 512 f. Berlepsch wurde am 31. Januar
1890 zum Handelsminister ernannt, vgl. Berlepsch: Kaiser Wilhelm II. und Fürst Bis¬
marck, S. 6. Trappe, S. 11 f.

15 Die Abzweigung wurde am 17. Februar 1890 angeordnet, vgl. Erlaß Wilhelms II. vom 17. 2.
1890, in: ZfB 31 (1890), S. 177. Gesetz vom 26. 3. 1890, ebd., S. 170- 177.

16 Bollnow, S. 103, 107 — 109.
17 K. E. Born, S. 18.
18 Vgl. ebd., S. 20.
19 Vgl. Zech 1 i n , S. 31 — 77. Röhl, S. 52 — 56. Bismarcks Sturz, S. 368 — 371. John C. G.
Röhl: Staatsstreichplan oder Staatsstreichbereitschaft? Bismarcks Politik in der Entlassungs¬
krise, in: HZ203 (1966), S. 610 — 624. Hans Ro t h f e 1 s : Zur Bismarckkrise von 1890, in: HZ
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lin, S. 15—27, sowie Michael Stürmer: Staatsstreichgedanken im Bismarckreich, in: HZ
209 (1969), S. 566-615.

20 Protokoll der Staatsministerialsitzung vom 2. 3. 1890, abgedruckt bei Zechlin, S.

178 — 184. Der Satz „Auf diese Art würde es möglich sein, sich von dem Reichstage loszuma¬
chen, wenn die Wahlen fortgesetzt schlecht ausfallen sollten“, ebd., S. 184, war im offiziellen
Protokoll gestrichen.

21 Otto Gradenwitz: Bismarcks letzter Kampf 1888 — 1898 (= Schriftenreihe der Preußi¬
schen Jahrbücher, Bd. 15), Berlin 1924, S. 148.
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